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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 29. Januar 1957 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Norwegen über den Luftverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die ‘Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens ist in deutscher und norwegischer 
Sprache beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister -für Verkehr und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 177. Sitzung am 24. Mai 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erhöben. Der Bundesrat ist der 
Auffassung, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 29. Januar 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Norwegen 

über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 29. Januar 1957 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Norwegen 
über den Luftverkehr wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Artikel 7 und 12 des Abkommens finden 
im Saarland vom Ende der Übergangszeit 
nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Ok- 
tober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) an 
Anwendung. § 16 des Gesetzes über die Ein- 
gliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) bleibt un- 
berührt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 20 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


I. Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist 
der internationale Fluglinienverkehr. Er kann 
nur betrieben werden, wenn die ausländi- 
schen Staaten, die überflogen oder angeflo- 
gen werden sollen, dem deutschen Luftver- 
kehr entsprechende Flugrechte einräumen. 

Alle Bestrebungen, den internationalen Flug- 
linienverkehr umfassend durch multilaterale 
Abkommen zu regeln, haben bisher nicht zu 
einem nennenswerten Erfolg geführt. Nach 
der Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 
über den Durchflug im Internationalen Flug- 
linienverkehr *) (BGBl. 1956 II S. 442) ist 
zwar den Vertragsstaaten das Recht des Über- 
flugs und das Recht zur Durchführung nicht- 
gewerblicher Landungen gestattet. Nach Ar- 
tikel 6 des Abkommens von Chicago vom 
7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt *) (BGBl. 1956 IT S. 412) kann 
jedoch das wichtige Recht zur Vornahme 
kommerzieller Landungen im Fluglinienver- 
kehr in Übereinstimmung mit dem völker- 
rechtlichen Grundsatz, daß jeder Staat die 
Lufthoheit über seinem Gebiet besitzt, nur 
„mit der besonderen Ermächtigung oder mit 
einer anderweitig erteilten Genehmigung“ 
des Staates, dessen Gebiet berührt wird, aus- 
geübt werden. Nach allgemeinen internatio- 
nalen Gepflogenheiten werden diese Rechte 
grundsätzlich in zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind be- 
reits vom Deutschen Reich vor dem zweiten 
Weltkrieg abgeschlossen worden, sie sind je- 
doch veraltet und müssen erneuert werden. 

Nach Delegationsverhandlungen in Bonn 
(November 1955) und in Kopenhagen (Ende 
August 1956) wurde das Abkommen zusam- 
men mit den gleichlautenden Luftverkehrs- 
abkommen mit den Königreichen Dänemark 
und Schweden am 29. Januar 1957 in Bonn 
unterzeichnet. 

Mit dem Inkrafttreten des Abkommens wer- 
den die derzeitigen beträchtlichen Flugrechte 
des Luftverkehrsunternehmens „Scandinavian 
Airlines System“ (SAS), die noch auf Besat- 
zungsrecht beruhen und nach Artikel 4 des 

*) für die Bundesrepublik Deutschland wirksam 
geworden am 8. Juni 1956 (Bekanntmachung 
vom 12. Oktober 1956 — BGBl. II S. 934) 


Zwölften Teils des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen — Überleitungsvertrag (BGBl. II S. 457) 
einstweilen weiterbestehen, aufgehoben und 
in einer Form geregelt, die den deutschen 
Verkehrsinteressen besser Rechnung trägt. 
Hierbei wurden die Transit- Verkehrsrechte 
dess SAS über dem Bundesgebiet auf ein Maß 
beschränkt, das einen Ausgleich zwischen den 
Interessen der beiderseitigen Luftverkehrs- 
unternehmen unter Berücksichtigung der en- 
gen handeis- und wirtschaftspolitischen Be- 
ziehungen beider Vertragsstaaten darstellt. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrs rechte 
sind in einem bis zum 31. März 1960 befri- 
steten Fluglinienplan festgelegt, der durch 
Notenaustausch vereinbart wurde (siehe Ar- 
tikel 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung in dieser 
Form ist gewählt worden, um die Fluglinien- 
rechte jeweils den Verkehrsanforderungen 
leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb folgender Linien berechtigt: 

Linie 1: von Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland über * Zwischenlande- 
punkte im Königreich Dänemark 
und im Königreich Schweden nach 
Oslo, Bergen, Stavanger; 

Linie 2: von Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland über Zwischenlande- 
punkte im Königreich Dänemark 
und im Königreich Schweden nach 
Oslo, Bergen, Stavanger sowie dar- 
über hinaus nach Punkten in Nord- 
westeuropa; 

Linie 3: von Punkten in der Bundesrepublik 
Deutschland über Zwischenlande- 
punkte im Königreich Dänemark 
und im Königreich Schweden nach 
Oslo, Bergen, Stavanger sowie dar- 
über hinaus nach Punkten in Nord- 
westeuropa und in Nordamerika. 

Die norwegischen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb folgender Linien berechtigt: 

von Punkten im Königreich Norwegen über 
Zwischenlandepunkte im Königreich Schwe- 
den und im Königreich Dänemark 

Linie 1: nach Hamburg, Bremen, Hanno- 
ver, Düsseldorf, Köln -Bonn, Frank- 
furt (Main), Stuttgart, Nürnberg, 
München; 
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Linie 2: nach Hannover oder Nürnberg 
oder München und darüber hinaus 
nach Punkten in Mittel-, Süd- und 
Südosteuropa; 

Linie 3: nach Hannover und/oder Stuttgart 
und darüber hinaus nach Punkten 
in Frankreich, Spanien und Portu- 
gal; 

Linie 4: nach Hamburg und Bremen sowie 
darüber hinaus nach Punkten in 
Europa nordwestlich der Bundes- 
republik Deutschland und in 
Nordamerika; 

Linie 5: nach Frankfurt (Main) sowie dar- 
über hinaus nach Punkten in der 
Schweiz, Portugal, Nordwestafrika 
und Südamerika; 

Linie 6: nach Hamburg und/ oder Frankfurt 
(Main) und/oder München sowie 
darüber hinaus nach Punkten in 
Mittel-, Süd- und Südosteuropa 
und Afrika; 

Linie 7a: nach Bremen oder Hannover oder 
Düsseldorf oder Stuttgart oder 
Nürnberg oder München sowie 
darüber hinaus nach Punkten in 
Süd- und Südosteuropa, Ägypten 
und im Nahen Osten; 

Linie 7b: nach Hamburg oder Bremen oder 
Hannover oder Düsseldorf oder 
Stuttgart oder Nürnberg oder 
München sowie darüber hinaus 
nach Punkten in Süd- und Südost- 
europa, Ägypten, Abadan, Paki- 
stan, Indien, Ceylon, Südostasien, 
Hongkong, China, Korea, Japan 
und Australasien. 

Die benannten Unternehmen beider Ver- 
tragsstaaten können auf den vorbezeichneten 
Linien Punkte auslassen unter der Voraus- 
setzung, daß der Ausgang einer Linie im Ge- 
biet des Vertragsstaates liegt, der das Unter- 
nehmen benannt hat. 

Zusätzlich wurde in einem weiteren Noten- 
wechsel hinsichtlich der Häufigkeit der Flug- 
dienste auf den norwegischen Fluglinien fol- 
gendes vereinbart: 

l.Die Häufigkeit des Fluglinien Verkehrs auf 
Linie 2 wird 

a) falls Wien — gleichgültig, ob als End- 
oder Transithafen — angeflogen wird, 
auf drei Dienste in der Woche und 


b) für den Verkehr mit der Türkei auf 
sieben Dienste in der Woche festgelegt. 

2. Die Häufiekeit der Flugdienste auf Linie 3 
wird auf zwei Dienste in der Woche fest- 
gelegt. 

3. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 4 
wird auf sechs Dienste in der Woche mit 
Landung in Hamburg und auf einen Dienst 
in der Woche mit Landung in Bremen 
festgelegt. 

4. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 5 
wird auf einen Flug in der Woche fest- 
gelegt. 

5. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 7 
wird für den Verkehr mit Libanon, Iran, 
Irak und Syrien auf vier Dienste in der 
Woche festgelegt. Der Anflug von Abadan 
wird von dieser Regelung nicht betroffen. 

Der Umfang des Verkehrs mit Mittel-, 
Süd- und Südosteuropa ist durch die Be- 
stimmungen zu 1. auch für die Linien 6 und 
7 festgelegt. Auf diesen Linien darf also 
kein zusätzlicher Verkehr mit Mittel-, Süd- 
und Südosteuropa stattfinden. 


II. 

Besondere Bemerkungen zu dem Abkommen 

Artikel 2 Abs. 1 legt die Rechte fest, welche 
sich die Vertragsstaaten zur Durchführung 
des Fluglinienverkehrs durch die benannten 
Unternehmen gegenseitig einräumen. Ge- 
währt werden das Recht des Überflugs 
(1. Freiheit), das Recht der Landung zu nicht- 
gewerblichen Zwecken (2. Freiheit) und das 
Recht, Fluggäste, Post und Fracht abzusetzen 
(3. Freiheit) und aufzunehmen (4. Freiheit), 
wobei die Beförderung auch von und nach 
einem dritten Staat vorgenommen werden 
kann (5. Freiheit). Die Einräumung aller 5 
Freiheiten entspricht der anzustrebenden Li- 
beralisierung der Weltluftfahrt. Sie gewähr- 
leistet allein die volle Ausnutzung der bereit- 
gestellten Kapazitäten. 

Alle Rechte werden nur zur Durchführung 
internationalen Luftverkehrs eingeräumt. 
Daraus ergibt sich, daß auf Grund des Ab- 
kommens Kabotagerechte nicht beansprucht 
werden können. Sollen diese ausnahmsweise 
gewährt werden, bedarf es einer besonderen 
Genehmigung. 

Absatz 2 behandelt den Fluglinienplan. 
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Nach Artikel 3 Abs. 1 kann u. a. der verein- 
barte Fluglinienverkehr erst dann begonnen 
werden, wenn ein Vertragsstaat dem ande- 
ren das oder die Unternehmen benannt hat, 
welche die einzelnen Linien betreiben wer- 
den. Da das nationale norwegische Luftver- 
kehrsunternehmen „Det Norske Luftfart- 
selskap" (DNL) mit dem schwedischen Luft- 
verkehrsunternehmen „Aktiebolaget Aero- 
transport“ (ABA) und dem dänischen Unter- 
nehmen „Det Danske Luftfartselskab“ (DDL) 
unter der Bezeichnung „Scandinavian Air- 
lines System" (SAS) eine Betriebsgemeinschaft 
bildet, wurde in einem weiteren Notenwech- 
sel vom 29. Januar 1957 vereinbart, daß das 
Königreich Norwegen auch das SAS benen- 
nen kann. 

Artikel 6 sieht für die Flughafengebühren 
gegenseitige Inländerbehandlung vor. 

Die in Artikel 7 Abs. 1 bis 4 vereinbarten 
Zollregelungen entsprechen dem geltenden 
Recht. Nach § 1 der Verordnung über Zoll- 
behandlung von Nahrungs- und Genußmit- 
teln im internationalen Fluglinienverkehr vom 
25. Juli 1956 (BGBl. I S. 647) bleiben Nah- 
rungs- und Genußmittel, die von einem 
Luftfahrzeug eingebracht und zum alsbaldi- 
gen Verbrauch an Bord ausgegeben werden, 
abgabenfrei, wenn das Luftfahrzeug Flug- 
gäste ausschließlich im internationalen Flug- 
linienverkehr befördert und bei Zwischen- 
landungen zollamtlich überwacht werden 
kann. 

Absatz 3 soll sicherstellen, daß die Durchfüh- 
rung der nach den Absätzen 1 bis 4 getrof- 
fenen Vereinbarungen nicht durch wirtschaft- 
liche Ein-, Aus- oder Durchfuhrverbote ver- 
hindert wird. Verbote aus anderen als wirt- 
schaftlichen Gründen, z. B. sanitäre Vor- 
schriften usw., werden durch das Abkommen, 
wie in seinem Artikel 5 Abs. 2 ausdrücklich 
klargestellt ist, nicht betroffen. 

Artikel 9 gewährleistet, daß die von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellte Kapa- 
zität (angebotene Nutzlast und Häufigkeit 
des Verkehrs) in ein angemessenes Ver- 
hältnis zur Verkehrsnachfrage gebracht wird. 
Die Bestimmung ist an das am 11. Februar 
1946 zwischen Großbritannien und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika abgeschlossene 
Bermuda- Abkommen angelehnt, welches in- 
soweit eine Fortbildung der von der ICAO 
eingeleiteten freiheitlichen Behandlung des 
Fluglinienverkehrs enthält. Besonders ein- 
gehend wird in Absatz 3 Satz 2 das Recht 


der 5. Freiheit behandelt, das nur unter Be- 
achtung der unter Buchstaben a bis c genann- 
ten Gesichtspunkte ausgeübt werden darf. 
Insgesamt ist die Vorschrift so elastisch ge- 
halten, daß jeder Vertragsstaat die Interessen 
seiner für die Ausübung der vereinbarten 
Fluglinienrechte benannten Unternehmen ge- 
genüber dem anderen Vertragsstaat wirksam 
vertreten kann. 

Artikel 10 verpflichtet die Luftfahrtbehör- 
den zum Austausch statistischer Unterlagen 
zwecks Nachprüfung der von den benannten 
Unternehmen bereitgestellten Kapazitäten. 
Die Vorschrift ergänzt insofern Artikel 9. 

Artikel 11 enthält die Grundsätze für die 
Festsetzung der auf den festgelegten Linien 
anzuwendenden Tarife. Diese sollen zwecks 
Vermeidung eines unerwünschten Konkur- 
renzkampfes nach Möglichkeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen auf Grund des Ta- 
riffestsetzungsverfahrens der International 
Air Transport Association (IATA) festgesetzt 
werden und sind den Luftfahrtbehörden zur 
Genehmigung vorzulegen. Einigen sich die 
Unternehmen nicht, so versuchen die Luft- 
fahrtbehörden, die Tarife festzulegen. Ge- 
lingt dies ebenfalls nicht, so ist die Angelegen- 
heit einem nach Artikel 16 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 14 bis 16 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch zwischen den Luftfahrtbehör- 
den, der Konsultation zwischen den Vertrags- 
staaten und dem Schiedsgerichtsverfahren. 
Diese Regelung ist in Luftverkehrsabkommen 
üblich und zweckmäßig. 


III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Artikel 
5 des Zwölften Teils des Überleitungsvertra- 
ges einstweilen nicht für Berlin. Eine Erstrek- 
kung des Abkommens und des Gesetzes auf 
Berlin muß der zukünftigen politischen Ent- 
wicklung Vorbehalten bleiben. 


IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
GG der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. 
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Artikel 2: Die Einführung von Rechtsvor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland im 
Saarland kann nur nach Maßgabe der Vor- 
schriften des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Französischen 
Republik zur Regelung der Saarfrage erfol- 
gen. Die Anwendung der Artikel 7 und 12 
des Abkommens, die zoll- und Devisen recht- 
liche Vorschriften enthalten, ist daher für das 
Saarland bis zum Ablauf der Übergangszeit 
auszuschließen (Artikel 3, 12, 13 und 13 des 
Saarvertrags). 

Artikel 3 entspricht dem Erfordernis des Ar- 
tikels 82 Abs. 2 GG. Der Zeitpunkt des In- 
krafttretens des Abkommens ist ebenfalls im 
Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 

Wegen der in Artikel 7 vorgesehenen Ver- 
günstigungen, die auch die Biersteuer berüh- 
ren, bedarf das Gesetz nach Artikel 105 
Abs. 3, 106 Abs. 2 GG der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Norwegen 
über den Luftverkehr 

Luftfartsavtale 

mellom Forbundsrepublikken Tyskland 
og Kongeriket Norge 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Norwegen 

HABEN in dem Wunsche, ein Abkommen zur Förderung 
des Luftverkehrs zwischen ihren Gebieten und darüber 
hinaus zu schließen, 

FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten, so- 
weit sich aus dem Inhalt des Abkommens nichts anderes 
ergibt, 

a) „Luftfahrtbehörde", in der Bundesrepublik Deutsch- 
land den Bundesminister für Verkehr, in dem König- 
reich Norwegen das Königliche Verkehrsministe- 
rium oder in beiden Fällen jede andere Person 
oder Stelle, die zur Ausübung der diesen obliegen- 
den Aufgaben ermächtigt sein wird; 

b) „Hoheitsgebiet" in Bezug auf einen Staat das Land- 
gebiet und die unter dessen Staatsgewalt stehenden 
daran angrenzenden Hoheitsgewässer; 

c) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragsstaat dem anderen Ver- 
tragsstaat nach Artikel 3 schriftlich als das Unter- 
nehmen benannt hat, das die nach Artikel 2 Absatz 2 
dieses Abkommens festgelegten Fluglinien betreiben 
soll; 

d) „Fluglinienverkehr" einen planmäßigen Luftverkehr, 
der zum Zwecke der öffentlichen Beförderung von 
Fluggästen, Fracht und Post durch Luftfahrzeuge 
betrieben wird; 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" einen Flug- 
linienverkehr, der durch den Luftraum über dem 
Hoheitsgebiet von mehr als einem Staat führt; 

f) „Landung zu nichtgewerblichen Zweien" eine Lan- 
dung für andere Zwecke als zum gewerblichen Auf- 
nehmen. oder Absetzen von Fluggästen, Fracht und 
Post. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Vertrags- 
staat zur Durchführung von internationalem Fluglinien- 
verkehr durch die benannten Unternehmen folgende 
Rechte: 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung 
von gewerblichem internationalem Verkehr mit 
Fluggästen, Post und Fracht an den Orten in seinem 
Hoheitsgebiet, die bei jeder nach Absatz 2 fest- 
gelegten Linie aufgeführt sind. 


Forbundsrepublikken Tyskland 

og 

Kongeriket Norge 

SOM ÖNSKER ä inngä en avtale til fremme av luft- 
farten mellom de to lands territorier og derutover, 

ER BLITT ENIGE OM FOLGENDE: 

Artikkel 1 

Dersom det ikke fremgär annet av avtalens innhold, 
betyr, for anvendelsen av denne; 

(a) "luftfartsmyndighet" for Forbundsrepublikken Tysk- 
lands vedkommende Forbundsministeren for Sam- 
ferdsel og for Kongeriket Norges vedkommende 
det Kgl. Samferdselsdepartement, eller i begge til- 
felle enhver annen person eller myndighet som har 
fullmakt til ä utöve de funksjoner som pähviler 
den nevnte myndighet. 

(b) "territorium" i forhold til en stat, det landomräde 
og det tilgrensende territorialfarvann som stäi 
under denne stats overhöyhet. 

(c) "utpekt luftfartsselskap" et luftfartsselskap som 
den ene kontrahierende part i hcnhold til artikkel 3 
ved skriftlig underretning til den annen kontra- 
herende part har utpekt som det selskap som skal 
drive de luftruter som er fastlagt i denne avtales 
artikkel 2, avsnitt 2. 

(d) "lufttrafikk" en planmessig lufttrafikk som drives 
med luftfartöyer for offentlig befordring av passa- 
sjerer, gods og post. 

(e) "internasjonal lufttrafikk" lufttrafikk som förer 
gjennom luftrommet over mer enn en stats territo- 
rium. 

(f) "ikke-kommersiell landing" en landing som ikke 
foretas for ä ta opp eller sette av passasjerer, 
gods eller post i kommersiell hensikt. 

Artikkel 2 

1) Hver kontraherende part tilstär den andre kontra- 
herende part folgende rettigheter for gjennomföring av 
internasjonal lufttrafikk med de utpekte luftfarts- 
selskaper: 

Rett til overflyvning 

Rett til ikke-kommersiell landing 

Rett til inn- og utflyvning for gjennomföring av 
kommersiell internasjonal lufttrafikk med passa- 
sjerer, post og gods pä de punkter innenfor dens 
territorium, som er oppfört i de i avsnitt 2 fastsatte 
ruter. 
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(2) Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsstaaten zu betreiben berechtigt sind, 
werden in einem Fluglinienplan festgelegt, der in einem 
Notenwechsel zu vereinbaren ist 


Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragsstaat, dem die Rechte gewährt sind, 
das oder die Unternehmen schriftlich benannt 
hat, welche die einzelnen Linien betreiben 
werden, 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
oder den benannten Unternehmen die Geneh- 
migung erteilt hat, den internationalen Linien- 
verkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien zu eröffnen. 

(2) Der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 11 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des inter- 
nationalen Fluglinienverkehrs erteilen. 

(3) Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, von dem oder 
den benannten Unternehmen des anderen Vertragsstaates 
den Nachweis zu verlangen, daß diese Unternehmen in 
der Lage sind, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
durch die Gesetze und Vorschriften des erstgenannten 
Staates für die Durchführung des internationalen Luft- 
verkehrs vorgeschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, 
einem von dem anderen Vertragsstaat benannten Unter- 
nehmen die Ausübung der in Artikel 2 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, daß ein 
wesentlicher Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften des anderen Vertragsstaates oder diesem 
selbst zusteht. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 3 Absatz 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder einschränken, 
wenn ein benanntes Unternehmen die Gesetze und Vor- 
schriften des Vertragsstaates, der die Rechte gewährt, 
oder die Bestimmungen dieses Abkommens nicht befolgt 
oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der Nachweis nach Artikel 3 
Absatz 4 nicht erbracht wird. 

Von diesem Recht wird jeder Vertragsstaat nur nach 
einer Konsultation nach Artikel 15 Gebrauch machen, es 
sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen 
Gesetze oder Vorschriften eine sofortige Einstellung des 
Betriebes oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat hat das Recht, durch schrift- 
liche Mitteilung an den anderen Vertragsstaat die Be- 
nennung eines Unternehmens rückgängig zu machen, um 
es durch ein anderes Unternehmen zu ersetzen. Das neu 
benannte Unternehmen genießt dieselben Rechte und 
unterliegt denselben Verpflichtungen wie das Unter- 
nehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 


Artikel 5 

(1) Die Gesetze und Vorschriften eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Einflug von Luftfahr- 
zeugen des internationalen Luftverkehrs in sein Hoheits- 


2) De ruter som de utpekte luftfartsselskaper i begge 
land har rett til a drive, skal fastsettes i en ruteliste som 
det skal treffes overenskomst om ved noteveksling. 

Artikkel 3 

1) Drift av internasjonal lufttrafikk etter de i artik- 
kel 2, avsnitt 2, fastsatte ruter kan begynne sä snart 

a) den kontraherende part som er blitt tilstätt ret- 
tighetene skriftlig har utpekt det eher de luft- 
fartsselskaper som skal drive de enkelte ruter, 

b) den kontraherende part som tilstär rettighetene 
har gitt det eller de utpekte luftfartsselskaper sin 
tillatelse til ä äpne de internasjonale ruter som 
er fastsatt i artikkel 2, avsnitt 2. 

2) Den kontraherende part som tilstär rettighetene 
skal med de forbehold som er fastsatt i avsnitt 3 og 4 
og under forutsetning av at enighet er oppnädd i hen- 
hold til artikkel 11 straks gi sin tillatelse til igangset- 
telse av internasjonal lufttrafikk. 

3) Hver kontraherende part har rett til ä forlange at 
det eller de luftfartsselskaper som er utpekt av den 
annen part godtgjör at disse er i stand til ä oppfylle de 
vilkär som er angitt i de lover og bestemmelser som 
anvendes av den förstnevnte stat for drift av inter- 
nasjonal lufttrafikk. 

4) Hver kontraherende part forbeholder seg rett til ä 
nekte et av den annen part utpekt luftfartsselskap ä 
utnytte de rettigheter som er nevnt i artikkel 2, dersom 
selskapet pä anmodning ikke er i stand til ä godtgjöre 
at en vesentlig del av eiendomsretten til og den ef- 
fektive kontroll av selskapet innehas av statsborgere 
eller juridiske personer i den annen kontraherende part 
eller av denne selv. 


Artikkel 4 

1) Hver kontraherende part kan tilbakekalle den til- 
latelse som er gitt etter artikkel 3, avsnitt 2, eller inn- 
skrenke denne när et utpekt luftfartsselskap ikke over- 
holder lover og bestemmelser til den kontraherende part 
som tilstär rettighetene eller ikke fölger bestemmelsene 
i denne overenskomst eller ikke oppfyller de forpliktelser 
som denne medförer. Det samme gjelder när slikt bevis 
som er nevnt i artikkel 3, avsnitt 4, ikke foreligger. 

Hver kontraherende part vil bare gjöre bruk av denne 
rett etter konsultasjon i henhold til artikkel 15, dersom 
ikke en öyeblikkelig innstilling av driften eller andre 
öyeblikkelige pälegg er nödvendig for ä unngä ytter- 
ligere brudd pä lover og bestemmelser. 

2) Hver kontraherende part har rett til ved skriftlig 
underretning til den annen kontraherende part ä trekke 
tilbake utpekingen av et luftfartsselskap for ä erstatte 
dette med et annet selskap. Det nyutpekte selskap nyter 
de samme rettigheter og har de samme forpliktelser som 
det selskap det er trädt i stedet for. 


Artikkel 5 

1) Hver av de kontraherende parters lover og bestem- 
melser som angär inn- og utflyvning av luftfartöyer i 
internasjonal lufttrafikk i deres territorium eller slike 
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gebiet oder deren Ausflug aus seinem Hoheitsgebiet 
oder den Betrieb und Verkehr solcher Luftfahrzeuge 
innerhalb seines Hoheitsgebietes betreffen, finden auf 
Luftfahrzeuge, die von den benannten Unternehmen des 
anderen Vertragstaates verwendet werden, Anwendung. 

(2) Die Gesetze und Vorschriften eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Hinflug in sein Hoheits- 
gebiet oder den Ausflug aus seinem Hoheitsgebiet von 
Fluggästen, Besatzungen, Post oder Fracht (z.B. Vorschriften 
über Einreise, Abfertigung, Einwanderung, Pässe, Zölle, 
Quarantäne) betreffen, finden auf die Fluggäste, Besat- 
zungen, Post oder Fracht der Luftfahrzeuge des anderen 
Vertragsstaates während ihres Aufenthaltes in seinem 
Hoheitsgebiet Anwendung. 


luftfartöyers drift og trafikk innenfor territoriet fär an- 
vendelse pä luftfartöyer som benyttes av det luftfarts- 
selskap som er utpekt av den annen kontraherende part. 


2) Hver av de kontraherende parters lover og bestem- 
melser som angär innreise til eller utreise fra deres 
territorier av passasjerer, besetninger, post eller gods 
(L eks. forskrifter om innreise, kiarering, immigrasjon, 
pass, toll, karantene) skal komme til anvendelse pä pas- 
sasjerer, besetninger, post eller gods i luftfartöyer fra 
den annen kontraherende part under opphold innen den 
förstnevnte parts territorium. 


Artikel 6 

Die Gebühren, die in jedem Vertragsstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge des anderen Vertragsstaates 
erhoben werden, dürfen nicht höher als für die einhei- 
mischen Luftfahrzeuge sein. 


Artikkel 6 

De avgifter som i hver av de kontraherende stater av- 
kreves den annen parts luftfartöyer for bruk av flyplas- 
ser og andre luftfartsanlegg mä ikke vaere höyere enn 
de som avkreves landets egne luftfartöyer. 


Artikel 7 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren für die Luftfahr- 
zeuge, die von einem benannten Unternehmen des 
anderen Vertragsstaates ausschließlich im internationalen 
Luftverkehr verwendet werden, die folgenden Abgaben- 
vergünstigungen: 

1. Die von den benannten Unternehmen des einen 
Vertragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
einfliegen und wieder ausfliegen oder es durch- 
fliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Ausrüstungsgegenstände und Ersatzteile bleiben 
frei von Zöllen und sonstigen, bei der Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben. 

2. Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die 

a) aus den in Nummer 1 genannten Luftfahr- 
zeugen im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates unter Zollüberwachung ausge- 
baut oder sonst von Bord gebracht und dort 
gelagert werden, 

b) für diese Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates unter Zollüber- 
wachung eingeführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Nummer 1 bezeichneten 
Abgaben, wenn sie unter Zollüberwachung in die 
genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst 
an Bord genommen werden oder aus dem 
Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates auf andere 
Weise als an Bord der Luftfahrzeuge wieder 
ausgeführt werden. 

Die gleiche Abgabenbefreiung wird für solche 
Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände gewährt, 
die unter Zollüberwachung aus entsprechenden 
Lagern anderer ausländischer Luftfahrtunter- 
nehmen entnommen und in die genannten Luft- 
fahrzeuge eingebaut oder sonst an Bord genom- 
men werden. 

3. Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der in 
Nummer 1 genannten Luftfahrzeuge in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ein- 
gebracht werden, dürfen frei von Zöllen und 
sonstigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren erhobenen Abgaben an Bord dieser Luft- 
fahrzeuge verbraucht werden, und zwar auch auf 
anschließenden Flügen zwischen Orten im 


Artikkel 7 

(1) De kontraherende parter tilstär luftfartöyer som 
anvendes av et av den annen part utpekt luftfarts- 
selskap utelukkende i internasjonal lufttrafikk folgende 
avgiftslettelser: 

1. Luftfartöyer som anvendes av et luftfartsselskap 
utpekt av en kontraherende part og som flyr 
inn i og igjen ut av den annen parts territorium 
eller som overflyr dette, sävel som utstyr og 
reservedeler som befinner seg ombord, er fri- 
tatt for toll og andre avgifter som oppkreves 
ved innförsel, utförsei og transitt av varer. 

2. Reservedeler og utstyr som 

a) mens slike luftfartöyer som er nevnt i av- 
snitt 1 befinner seg pä den annen parts ter- 
ritorium, demonteres eller pä annen mäte 
fjernes fra de nevnte luftfartöyer og lagres 
der, 

b) er blitt innfört og lagret under tollvakt i 
den annen parts territorium til bruk for de 
ovennevnte luftfartöyer, 

er fritatt for de i avsnitt 1 nevnte avgifter när 
de under tollvakt bür bygget inn i eller pä 
annen mäte tatt ombord i de nevnte luftfartöyer 
eller blir utfört fra den angjeldende kontra- 
herende parts territorium pä annen mäte enn 
ombord i luftfartöy. 

Den samme fritakelse for avgifter blir tilstätt 
for reservedeler eller utstyr som under tollvakt 
tas ut av andre utenlandske luftfartsselskapers 
tilsvarende lagre og bygges inn i eller tas om- 
bord i de nevnte luftfartöyer. 


3. Drivstoffer og smöreoljer som innföres til den 
annen kontraherende parts territorium ombord i 
de i avsnitt 1 nevnte luftfartöyer kan brukes 
ombord i disse uten erleggelse av toll og andre 
avgifter som pälegges ved innförsel, utförsei og 
transitt av varer, ogsä när det gjelder tilslut- 
tende flyvninger mellom punkter innen denne 
kontraherende parts territorium. 
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Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates. Dies gilt 
auch für Treibstoffe und Schmieröle, die zur 
Versorgung dieser Luftfahrzeuge für Rechnung 
eines benannten Unternehmens in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates unter Zoll- 
überwachung eingeführt und dort gelagert werden. 

Für sonstige Treibstoffe und Schmieröle, die von 
diesen Luftfahrzeugen im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates unter Zollüberwachung 
an Bord genommen und im Fluglinienverkehr 
verbraucht werden, werden die bezeichneten 
Abgaben sowie etwaige besondere Verbrauchs- 
abgaben nicht erhoben, mit denen die Luftfahrt- 
betriebsstoffe in diesem Vertragsstaate belastet 
sind. 

4. Die an Bord der in Nummer 1 genannten Luft- 
fahrzeuge eingebrachten Nahrungs- und Genuß- 
mittel, die zum Verbrauch durch Fluggäste und 
Besatzungsmitglieder bestimmt sind, dürfen im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates frei 
von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben zum 
alsbaldigen Verbrauch an Bord ausgegeben wer- 
den, wenn die Luftfahrzeuge bei Zwischenlan- 
dungen ständig zollamtlich überwacht werden 
können. 

(2) Soweit für die in vorstehendem Absatz genannten 
Waren Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen sie 
nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen Ein-, 
Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

Artikel 8 

(1) Die von einem Vertragsstaat ausgestellten oder 
anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeug- 
nisse und Erlaubnisscheine der Besatzung eines Luftfahr- 
zeugs werden vom anderen Vertragsstaat als gültig 
anerkannt, solange sie in Kraft sind. 

(2) Jeder der Vertragsstaaten behält sich das Recht 
vor, den Befähigungszeugnissen und Erlaubnisscheinen, 
die seinen eigenen Staatsangehörigen vom anderen 
Vertragsstaat oder einem anderen Staat ausgestellt sind, 
für Flüge über seinem eigenen Hoheitsgebiet die Aner- 
kennung zu verweigern. 

Artikel 9 

(1) Den Unternehmen jedes Vertragsstaates soll in 
billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben werden, 
den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien durchzuführen. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien sollen 
die benannten Unternehmen eines jeden Vertragsstaates 
auf die Interessen der Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaates Rücksicht nehmen, damit der ganz oder teil- 
weise auf den gleichen Linien betriebene Fluglinien- 
verkehr dieser Unternehmen nicht ungebührlich beein- 
trächtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll in erster 
Linie dazu dienen, ein Beförderungsangebot zur Ver- 
fügung zu stellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet des Vertrags- 
staates entspricht, der das oder die Unternehmen benannt 
hat. Das Recht dieser Unternehmen, Fluglinienverkehr 
zwischen den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten, im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates gelegenen 
Punkten einer Linie und dritten Staaten auszuführen, 
soll im Interesse einer geordneten Entwicklung des inter- 
nationalen Luftverkehrs so ausgeübt werden, daß das 
Beförderungsangebot angepaßt ist 


Dette gjelder ogsä for drivstoffer og smöreoljer 
som for regning av et utpekt selskap er innfört 
og lagret under tollvakt i den annen parts terri- 
torium til bruk for disse luftfartöyer. 


For andre drivstoffer og smöreoljer som tas 
ombord under tollvakt av disse luftfartöyer pä 
den annen kontraherende parts territorium og 
som anvendes i lufttrafikk, oppkreves ikke de 
nevnte avgifter eller andre saerlige forbruks- 
avgifter som pähviler drivstoffer og smöreoljer 
til luftfarten i denne kontraherende part. 


4. Naerings- og nytelsesmidler som innföres om- 
bord i de i avsnitt 1 nevnte luftfartöyer og som 
er besternt til passasjerenes og besetningenes 
forbruk kan pä den annen parts territorium ut- 
leveres til omgäende forbruk ombord uten 
erleggelse av toll og andre avgifter som opp- 
kreves ved innförsel, utförsel og transitt av 
varer, när luftfartöyene ved mellomlandinger 
kan undergis stadig tollvakt. 


(2) I den utstrekning de i foregäende avsnitt om- 
handlede varer ikke er avgiftspliktige, omfattes de ikke 
av de handelspolitiske forbud og begrensninger som 
ellers gjelder for disse varers innförsel, utförsel og 
transitt. 

Artikkel 8 

(1) De av en kontraherende part utstedte eller god- 
kjente luftdyktighetsbeviser, duelighetsbeviser og serti- 
fikater for besetningen pä et luftfartöy skal anerkjennes 
som gyldige av den annen kontraherende part sä lenge 
de er i kraft. 

(2) När det gjelder flyvning over dens eget territo- 
rium forbeholder hver av de kontraherende parter seg 
rett til ikke ä anerkjenne duelighetsbeviser eller serti- 
fikater som denne parts egne statsborgere har fätt ut- 
stedt av den annen kontraherende part eller en annen 
stat. 

Artikkel 9 

(1) Begge de kontraherende parters utpekte luftfarts- 
selskaper skal gis rimelig og like adgang til ä drive 
luftfart pä de i artikkel 2, avsnitt 2, fastlagte ruter. 

(2) Ved driften av den internasjonale lufttrafikk pä de 
i artikkel 2, avsnitt 2, nevnte ruter skal hver av de to 
parters utpekte luftfartsselskaper ta hensyn til den an- 
nen parts luftfartsselskapers interesser, slik at den luft- 
trafikk som drives heit eller delvis pä de samme ruter 
av disse selskaper ikke skades pä en utilbörlig mäte. 


(3) Den internasjonale lufttrafikk pä de i artikkel 2, 
avsnitt 2, fastlagte ruter skal i förste rekke ha som 
formäl ä stille til rädighet en trafikk-kapasitet som 
svarer til det trafikkbehov som kan forutses til og fra 
territoriet til den kontraherende part som har utpekt 
selskapet eller selskapene. Den rett som disse selskaper 
har til ä drive lufttrafikk pä en rute mellom de i artik- 
kel 2, avsnitt 2, fastsatte punkter pä den annen kontra- 
herende parts territorium og tredje land skal av hensyn 
til en planmessig utvikling av den internasjonale luft- 
trafikk utöves pä en slik mäte at trafikk-kapasiteten 
avpasses etter 
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a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Hoheitsgebiet des Vertrags- 
staates, der das oder die Unternehmen benannt 
hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende 
Verkehrsnachfrage unter Berücksichtigung der 
örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Anforderungen eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Linien des Durchgangsverkehrs. 


Artikel 10 

Die Luftfahrtbehörde des einen Vertragsstaates wird 
der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragsstaates auf 
deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen statisti- 
schen Unterlagen der benannten Unternehmen übermit- 
teln, die zum Zwecke der Nachprüfung der Ausnutzung 
des nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten internationalen 
Fluglinienverkehrs, der durch die benannten Unterneh- 
men betrieben wird, billigerweise gefordert werden 
können. Diese Unterlagen sollen alle Informationen um- 
fassen, die zur Beurteilung des Umfangs des Verkehrs 
der Unternehmen auf den festgelegten Linien und der 
Herkunft und Bestimmung dieses Verkehrs erforderlich 
sind. 

Artikel 11 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Faktoren, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien 
und der von anderen Unternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, verwendeten Tarife, 
festgesetzt. Bei der Festsetzung soll in nachstehender 
Weise verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten benannten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die benannten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens der International Air 
Transport Association (IATA) angewendet werden kön- 
nen, oder die benannten Unternehmen sollen sich nach 
einer Beratung mit den Luftverkehrsunternehmen dritter 
Länder, welche die gleiche Linie ganz oder teilweise be- 
treiben, falls möglich, unmittelbar untereinander ver- 
ständigen. Das gleiche gilt für Agenturprovisionen, die 
in Verbindung mit den Tarifen erhoben werden. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sollen den 
Luftfahrtbehörden eines jeden Vertragsstaates wenigstens 
dreißig (30) Tage vor dem in Aussicht genommenen In- 
krafttreten zur Genehmigung vorgelegt werden. Dieser 
Zeitraum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, 
wenn die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den benannten Unternehmen eine 
Einigung nach Absatz 2 nicht zustande, oder erklärt sich 
ein Vertragsstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur Ge- 
nehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so 
werden die Luftfahrtbehörden die Tarife derjenigen 
Linien und Linienteile, für die eine Übereinstimmung 
nicht zustandegekommen ist, durch beiderseitige Verein- 
barung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 16 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, ist der Vertragsstaat, 
der sich mit einer Tarifänderung nicht einverstanden er- 
klärt, berechtigt, von dem anderen Vertragsstaat die 
Aufrechterhaltung der vorher in Kraft befindlichen Tarife 
zu verlangen. 


a) trafikkbehovet til og fra den kontraherende 
parts territorium som har utpekt selskapet eller 
selskapene, 

b) trafikkbehovet i de omrader ruten gär gjennom 
under hensynlagen til de lokale og regionale 
ruter, 

c) kravet om ökonomisk drift av de gjennom- 
gäende ruter. 

A r t ikkel 10 

Luftfartsmyndighetene i en kontraherende part skal 
pä anmodning fra den annen kontraherende part til- 
stille denne alle periodiske og andre statistiske oppgaver 
vedrörende de utpekte luftfartsselskaper som med rime- 
lighet kan kreves som grunnlag for etterpröving av 
hvordan selskapene nytter den i artikkel 2, avsnitt 2, 
fastsatte internasjonale lufttrafikk. Disse oppgaver skal 
inneholde alle opplysninger som er nödvendige for ä 
bedömme omfanget av selskapenes trafikk pä de fast- 
satte ruter samt denne trafikks opprinnelses- og bestem- 
inelsessteder. 


Artikkel 11 

(1) De takster som benyttes for passasjerer og frakt 
pä de i artikkel 2, avsnitt 2, fastsatte ruter skal fastsettes 
under hensyntagen til alle faktorer sä som driftsomkost- 
ninger, rimelig fortjeneste, de seerlige forhold ved de 
forskjellige ruter og de takster som benyttes av andre 
luftfartsselskaper som heit eller delvis trafikerer de 
samme ruter. Ved fastsettelse av takstene skal det gas 
frem pä folgende mäte: 

(2) Takstene skal om mulig fastsettes for hver rute 
etter avtale mellom de utpekte luftfartsselskaper. Her- 
under skal de utpekte luftfartsselskaper rette seg etter 
de vedtak som kan komme til anvendelse pä grunnlag 
av International Air Transport Association's (IATA) 
metoder for fastsetting av takster, ellers skal de om 
mulig etter ä ha samrädd seg med luftfartsselskaper fra 
tredje land som driver lufttrafikk heit eller delvis pä 
den samme rute, söke ä komme til enighet direkte seg 
imellom. Det samme gjelder for agentprovisjoner som 
oppkreves i forbindelse med takstene. 

(3) De takster som er fastsatt pä denne mäte skal fore- 
legges hver av de kontraherende parters luftfarts- 
myndigheter til godkjenning minst tredve (30) dager för 
den planlagte ikrafttredelse. Denne frist kan i saerlige 
tilfelle forkortes dersom luftfartsmyndighetene er enige 
i dette. 

(4) Kommer de utpekte luftfartsselskaper ikke til enig- 
het i henhold til avsnitt 2, eller erklaerer en kontra- 
herende part at den ikke kan godta de takster som er 
forelagt til godkjenning i henhold til avsnitt 3, skal 
luftfartsmyndighetene etter feiles avtale fastsette 
takstene pä de ruter eller deler av ruter som det ikke 
er oppnädd enighet om. 

(5) Dersom luftfartsmyndighetene i de to kontra- 
herende parter ikke kan komme til enighet i henhold 
til avsnitt 4, kommer artikkel 16 til anvendelse. Sä Ienge 
en voldgiftsdom ikke er avsagt har den kontraherende 
part som er uenig i en takstendring, rett til a kreve av 
den andre kontraherende part at de takster som tidligere 
var gyldige opprettholdes. 
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Artikel 12 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt den benannten Unter- 
nehmen des anderen Vertragsstaates das Recht, ihrenHaupt- 
büros den Uberschuß der Einnahmen über die Ausgaben 
zu den entsprechenden amtlichen Wechselkursen in der 
Währung des anderen Vertragsstaates zu übermitteln. 

(2) Die Überweisung kann auf Wunsch des Gläubigers 
auch in einer anderen Währung erfolgen, soweit dies 
nach den jeweils geltenden Devisenbestimmungen der 
Vertragsstaaten möglich ist. 

Artikel 13 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Bestimmungen des multilateralen 
Abkommens vor. Erörterungen über die Feststellung, 
inwieweit ein multilaterales Abkommen dieses Abkom- 
men aufhebt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 
dieses Abkommens statt. 

Artikel 14 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit in allen die Anwendung und Aus- 
legung dieses Abkommens berührenden Angelegenheiten 
herbeizuführen. 

Artikel 15 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder zu Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann jederzeit von jedem Ver- 
tragsstaat beantragt werden. Diese Konsultation beginnt 
innerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Eingang des 
Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Abkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 20 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie in einem diplomatischen Notenwechsel ent- 
sprechend Artikel 2 Absatz 2 vereinbart sind. 

Artikel 16 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 14 oder 15 zwischen den Luftfahrtbehörden oder 
zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten beigelegt 
werden kann, ist sie auf Antrag eines Vertragsstaates 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Schieds- 
richter benennt und diese Schiedsrichter sich auf einen 
Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden 
einigen. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb von 
zwei Monaten benannt, nachdem ein Vertragsstaat seine 
Absicht, ein Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben 
hat, oder können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb 
eines weiteren Monats auf einen Vorsitzenden einigen, 
so ist der Präsident des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zu bitten, die notwendigen Benen- 
nungen vorzunehmen. Seine Entscheidung ist für die 
Vertragsstaaten bindend. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht ge- 
lingt, mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten 
nichts anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrens- 
grundsätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 

(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für die Tätig- 
keit seines Schiedsrichters sowie die Hälfte der Kosten 
für die Tätigkeit des Vorsitzenden. 


Ar tikkel 12 

(1) Hver av de kontrahierende parter gir den annen 
parts utpekte luftfartsselskaper rett til ä overföre til 
deres hovedkontorer det belöp som inntektene overstiger 
utgiftene med i den annen parts Valuta etter gjeldende 
offisiell kurs. 

(2) Dcnne overförsel kan etter kreditors önske ogsä 
skje i annen Valuta for sä vidt dette er tillatt i henhold 
til de til enhver tid gjeldende valutabestemmelser i de 
kontraherende stater. 

Artikke 1 13 

Hvis en alminnelig multilateral luftfartsoverenskomst 
som godtas av begge de kontraherende parter trer i 
kraft, skal dennes bestemmelser ha forrett. Samräding 
om i hvilken utstrekning en slik multilateral overens- 
komst opphever, endrer eller utfyller denne avtale skal 
finne sted i henhold til artikkel 15 i denne avtale. 


Artikkel 14 

Mellom de kontraherende parters luftfartsmyndigheter 
skal det finne sted regelmessig samräding for ä komme 
frem til et nasrt samarbeid i alle saker som angär av- 
talen, dens anvendelse og fortolkning. 

Artikkel 15 

(1) Hver av de kontraherende parter kan när som 
helst begjeere konsultasjon när det gjelder spörsmälet 
om fortolkning, anvendelse eller endringer av denne av- 
tale eller rutelisten. Slik konsultasjon skal begynne in- 
nen 60 dager etter at begjseringen er mottatt. 

(2) Endringer i avtalen som det er enighet om trer i 
kraft i samsvar med den fremgangsmäte som er fore- 
skrevet i artikkel 20. 

(3) Endringer i rutelisten trer i kraft sä snart enighet 
om dette er bekreftet ved diplomatisk noteveksling i 
henhold til artikkel 2, avsnitt 2. 

Artikkel 16 

(1) Dersom en tvist om anvendelsen eller fortolknin- 
gen av denne avtale ikke kan avgjöres av de kontra- 
herende parters regjeringer eller luftfartsmyndigheter i 
henhold til artikkel 14 eller 15, skal den etter anmod- 
ning fra en av de kontraherende parter forelegges en 
voldgiftsdomstol. 

(2) Voldgiftsdomstolen skal for hver enkelt sak sam- 
mensettes ved at hver av de kontraherende parter opp- 
nevner en voldgiftsdommer. Disse voldgiftsdommere skal 
enes om en statsborger fra et tredje land som formann. 
Er de to voldgiftsdommere ikke utpekt to mäneder etter 
at en kontraherende part har gjort kjent at den önsker 
en voldgiftsdomstol sammenkalt, eller har de to vold- 
giftsdommere ikke kunnet bli enige om valg av for- 
mannen etter ytterligere en mäned, skal Presidenten i 
Rädet for Den internationale sivile luftfartsorganisasjon 
anmodes om ä foreta den nödvendige oppnevning. Presi- 
dentens beslutning er bindende for de kontraherende 
parter. 

(3) Dersom det ikke lykkes voldgiftsdomstolen ä 
komme frem til en minnelig lösning av tvisten, avgjör 
domstolen saken ved stemmeflertall. Dersom de kontra- 
herende parter ikke er enige om noe annet, bestemmer 
retten selv sin forretningsorden og sitt sete. 

(4) Hver av de kontraherende parter bestrider ut- 
giftene til sin voldgiftsdommer og halvparten av ut- 
giftene i forbindelse med formannens virksomhet. 
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(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vorläufi- 
gen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens angeordnet 
werden, sowie dem Schiedsspruch, der endgültig ist, nach- 
zukommen. 

Artikel 17 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jeder- 
zeit kündigen. Das Abkommen endigt ein Jahr nach Ein- 
gang der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat, es 
sei denn, daß auf Grund einer Vereinbarung zwischen 
den Vertragsstaaten die Kündigung vor Ablaitf dieser 
Frist rückgängig gemacht wird. 


Artikel 18 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 15 
Absatz 3 sollen bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation registriert werden. 


Artikel 19 

Dieses Abkommen tritt an die Stelle aller bisherigen 
Abkommen zwischen den Vertragsstaaten über den Luft- 
verkehr und hebt diese auf. 


Artikel 20 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, an dem sich die Vertragsstaaten gegenseitig 
mitgeteilt haben, daß die für sie geltenden verfassungs- 
mäßigen Voraussetzungen erfüllt sind. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn, den 29. Januar 1957, in doppel- 
ter Urschrift in deutscher und norwegischer Sprache, wo- 
bei der Wortlaut beider Sprachen verbindlich ist. 


(5) De kontraherende parter forplikter seg til ä etter- 
komme de forelöbige forföyninger som blir besluttet 
under saksbehandlingen, samt voldgiftsdommen som 
skal vaere endelig. 

Artikkel 17 

Hver av de kontraherende parter kan när som helst 
si opp denne avtale. Avtalen opphörer ett är etter at 
slik oppsigelse er mottatt av den annen kontraherende 
part, for sä vidt ikke oppsigelsen trekkes tilbake innen 
utlöpet av fristen etter overenskomst mellom de kontra- 
herende parter. 


Artikkel 18 

Denne avtale, alle endringer av denne og enhver 
noteveksling i henhold til artikkel 2, avsnitt 2, og ar- 
tikkel 15, avsnitt 3, skal registreres ved Den interna- 
sjonale sivile luftfartsorganisasjon. 


Artikkel 19 

Denne avtale trer i stedet for og opphever alle tid- 
ligere avtaler om luftfart mellom de kontraherende 
parter. 


Artikkel 20 

Denne avtale trer i kraft en mäned etter at de kontra- 
herende parter gjensidig har underrettet hverandre om 
at alle gjeldende konstitusjonelle krav er oppfylt. 


TIL BEKREFTELSE HERAV har begge parters befull- 
mektigede underskrevet denne avtale. 

UTFERDIGET i Bonn, den 29. januar 1957, i to origi- 
naleksemplarer i tysk og norsk tekst, idet begge tekster 
har samme gyldighet. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For Forbundsrepublikken Tyskland: 
v. Brentano 


Für das Königreich Norwegen: 
For Kongeriket Norge; 
Peter Anker 
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